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Mittelstandslexikon


Bürgerinitiativen

Deutschland hat aus vielen Gründen ein Demokratie-Defizit - aus historischen Gründen (Helmut Plessner "verspätete Nation"), aus Obrigkeits-Respekt, aus Gründen des Versponnenseins in Theorie und Grundsatzideologien (Hölderlin "gedankenvoll, aber tatenarm"), aus Mangel an Zivilcourage und praktizierten Gemeinsinn.

Nach Toqueville ist Kunst der Geselligkeit "Herzstück und unentbehrlicher Anspruch aller Bürger an eine Demokratie. Nur durch die gegenseitige Wechselwirkung der Menschen aufeinander erneuern sich Gefühle und Gedanken, das Herz weitet sich und der Geist des Menschen entfaltet sich...". Bürgerinitiativen sind für Toqueville Voraussetzungen für Bürgergesellschaft (civil society) und damit auch Gradmesser für Demokratieakzeptanz und Demokratiekultur. Nirgendwo ist diese staatseingrenzende, staatsskeptische Haltung in Bevölkerung und gesellschaftlichen Gepflogenheiten stärker verankert als in den USA. Es ist Thomas Jeffersons Grundthese, daß das Volk am besten regiert werde, das am geringsten regiert wird - also am wenigstens Staatsbürokratie zeigt -" People are governed best, who are governed least". In Deutschland ist diese urdemokratische Überzeugung selten anzutreffen. Der Staat - vor allem der Sozialtransferstaat - soll Alles, aber auch Alles richten. Im Zweifel wird in Deutschland nicht für die Freiheit, sondern für Bevormundung, Gängelung, Bürokratie-Konformität des Bürgers entschieden. Ladenschlussgesetz, 630-Mark-Gesetz, Tariftreue-Gesetz, Zehntausende von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, unzählige Behördenauflagen etwa bei Beantragung Gewerbeanmeldungen, Bauvorhaben, Laden- oder Galerie-Eröffnungen, Gastronomie-Lizenzen lassen viele Bürger verzweifeln. Genau dagegen setzen sich die Bürger zur Wehr. Mittelständler sind dabei ihre natürlichen Verbündeten. Bürgerinitiativen - in Deutschland im Unterschied zu Nordamerika erst seit Ende der 60er Jahre auftretend - sind - anders als in ihrer Rechtsform auf Dauer angelegte Organisationen -wie Vereine, Verbände, Kammern, lockere Zusammenschlüsse auf Zeit einzelner Bürger, in ihrer Zielsetzung meist lokal begrenzt, die gemeinsame Anliegen durchsetzen, gegen politische Mißstände protestieren. Bürgerinitiativen sind bewußt nicht-parlamentarische - meist aus Bürgerbeschwerden über Kommunalpolitik-Ereignisse und Übermut / Machtmiß-brauch von staatlichen Ämtern, spontan entstandene -Ergänzungen oder auch Alternativen zur repräsentativen Demokratie. Oft nur einige Monate bestehend, sind Bürgerinitiativen unmittelbarerer und direkterer Ausdruck des Bürgerwillens im Vergleich zu indirekter Vermittlung des in Parteien organisierten und damit großflächig mediatisierten Bürgerwollens. Bürgerinitiativen sind "das Salz der Demokratie"(Karl-Hermann Flach) - Bürger aktiv belegen den Willen, das Verlangen nach einem Mehr an Bürgerfreiheit, Bürgerselbstbestimmung, Bürger-Mitbestimmung. Nach dem Grundgesetz Artikel 21 wirken die Parteien "bei der politischen Willensbildung des Volkes mit". Parteien sind aber nicht die einzige Form der Willensbildung des Volkes, schon gar nicht sind sie Staatsorgan. Schon der Name Partei - abgeleitet aus lateinisch pars, Teil, also immer Glied eines viel größeren Ganzen - zeigt, daß Parteien immer nur ein Aspekt, ein Ausschnitt aus einem viel reichhaltigeren Verfassungsleben und quicklebendiger politischer Meinungsbildung sind. Demokratie ist viel mehr als Parteien-Demokratie.

Zu unterscheiden sind Bürgerinitiativen aber nicht nur von politischen Parteien, sondern auch von Wirtschafts- und Berufsverbänden, Standesorganisationen, berufsständischen Kammern, professionellen Lobbyisten-Organisationen. Zur Definition der Bürgerinitiativen gehört gerade das Spontane, Nicht-Professionelle, ja häufig Naiv-Laienhafte, nicht an einen bestimmten Berufs- oder Kammerorganisation Gebundene. Bürgerinitiativen haben in der Regel als politisches Ziel weniger eine dauerhafte berufliche oder wirtschaftliche Interessenlage als einigendes Band der jeweiligen Bürgeraktion, sondern ein meist regional verankertes - quer durch die verschiedensten Berufe und Altersgruppen reichendes, - punktuelles politisches Protest-Anliegen -, das sich in der Regel auf Gemeinwohlinteressen beruft. Zu den Initiatoren von Bürgerinitiativen gehören viele Mittelständler, Klein-unternehmer, Handwerker, Inhaber "Tante-Emma-Läden", die in vielen Städten von Großmärkten auf der grünen Wiese ausgetrocknet, zur Geschäftsaufgabe gezwungen werden.

Im Vergleich zu Bürgeriniativen, politischen Ehrenämtern oder Stiftungsinitiativen haben politische Parteien in Deutschland eine auch verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigte Über- Privilegierung erhalten. Zuschüsse an die politischen Parteien aus Haushaltsmitteln des Bundes waren erstmals 1959 im Einzelplan 06 -Bundesinnenministerium - Kapitel 02 Titel 620 vorgesehen in Höhe von 5 Millionen DM mit der Zweckbestimmung "Unterstützung bei Wahrnahme Auftrag an politischer Bildung des deutschen Volkes mitzuwirken.." Im Jahre 2000 beträgt die Gesamtsumme der den politischen Parteien und den ihnen nahestehenden politischen Stiftungen überwiesenen Steuermittel weit über eine Milliarde: das heißt eine Steigerung um das 200fache. Das Bundesverfassungsgericht hat in vielen Urteilen vergeblich versucht verfassungskorrekt eine Trennlinie zu ziehen zwischen nach dem Parteiengesetz zulässigen Staats-Subventionen für Wahrnahme öffentlicher Aufgaben durch die Parteien (wie Wahlvorbereitung, Mitwirkung an politischer Bildung, Zuschüsse Kosten Fraktionsgeschäftsführung usw.) und innerparteilichen Funktionärstätigkeiten, die so wie privatrechtliche Interna aller anderen gesellschaftlichen Gruppen keine staatsähnlichen öffentlichen Tätigkeiten sind (was auch für die Organisationsleistungen und Organisationskosten der Bürgerinitiativen gilt). Das dies nur unvollkommen gelungen, zeigen Parteispenden- und Patronage ("Filz")Vorgänge gerade aus jüngster Zeit, ebenso wie trickreiche Zulagenregelungen für parlamentarische Ämter und Fraktionsfunktionäre zur Aufbesserung der Abgeordneten-Diäten. Auf Beschwerde von Normal-Abgeordneten in den Landtagen von Rheinland-Pfalz und Thüringen überprüft das Bundesverfassungsgericht seit Mitte 1999 einmal wieder die Diätengesetze der Landtage.

Nach deutschen Wahlgesetzen können Kleinst- und Ein-Punkt-Parteien infolge der 5%-Klausel jederzeit wieder in den Status einer außerparlamentarischen Bürgerinitiative zurückfallen. Auch sind Parteien wie die monarchistische Bayernpartei oder die Partei Bibelfester Christen/PBC, Die Grauen und andere Seniorenparteien, verschiedenste regionale Bürgerparteien wie die Hamburger STATT-Partei oder Schill-Partei verschiedenste regionale Freie Wählervereinigungen, Autofahrerpartei, kommunistische Splitterparteien oder Umweltparteien nur schwer von Bürgerinitiativen zu unterscheiden. Übergänge sind fließend.

Bürgerinitiativen sind in Deutschland zu einer Art Humus oder Laufschule geworden für den Start in die große Bundespolitik mit ihren ganz anderen Machtspielregeln der meist kommunalen Ebene. Paradebeispiel für das Entstehen einer bundesweiten Partei aus Bürgerinitiativen der Friedens- und Ökologiebewegung der 60er und 70er Jahre sind Bündnis 90/Die Grünen. Viele Biographien von Grünen-Abgeordneten lesen sich wie Schicksalsberichte von Bürgerinitiativen, etwa des Bürgerforums gegen Startbahn West in Frankfurt / Main oder der Mütter gegen Atomkraft oder Frauengruppen, vor allem aber der Geschichte des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz -BBU. In Spontaneität und aus dem jeweiligen Protestanlaß geborener mehr zufälliger Organisationsstruktur unterscheiden sich Bürgerinitiativen von Bürgerbeteiligung und Bürgerberatung. Unter dem Motto "gläsernes Rathaus" gibt es zahlreiche in kommunale Entscheidungsprozesse integrierte Bürgeranhörungsverfahren wie etwa Einwohnerfragestunden, von der Verwaltung oder auch Firmen einberufenen Vortrags- und Informationsveranstaltungen, Mediationsverfahren zur konsensualen Vermittlung zwischen Bürgerwünschen und kommunaler Planung, "Tagen der offenen Tür", "runde Tische" usw. Von Bürgerinitiativen unterschiedene Bürgerbeteiligungsverfahren sind auch "Planungszellen" (Peter C. Dienel), Orakel-verfahren einer Fernseh(TET)-Bürgerumfrage (Helmut Krauch) oder "Zukunftswerkstätten"(Robert Jungk) als Verfahren der Laienplanung mit methodisch-wissenschaftlicher Planungs-Fachbetreuung der unter anderem im Stichproben-verfahren aus dem Register des Einwohnermeldeamtes ausgewählten Bürgern.

Juristenzunft und Soziologen hatten lange Zeit demokratietheoretische Schwierigkeiten mit Bürgeraktionen. Ein neuer Forschungszweig- die Partizipationsforschung - entstand mit Projekten, die Bürgerstimmungen und Bürgerverhalten empirisch-befragend begleiteten - von Stadtsanierungsprojekten bis zu Protestverhalten gegenüber Verkehrslärm. Ein "weißer Schimmel" ist der Begriff "partizipatorische Demokratie", denn was ist im Kern Demokratie anders als Bürgermitsprache, Bürgermitverantwortung, Bürgeraktion, also ständige kritische Partizipation der Bürger in öffentlichen Angelegenheiten des Gemeinwohls?

Theoretisches Rüstzeug für solch Über-Intellektualisierung des Bürgerinitiativ-Problems lieferte unter anderem "der philosophische Diskurs der Moderne" mit seiner "Theorie des kommunikativen Handelns" von Jürgen Habermass. Fortschrittsglauben allein löst nicht Widersprüche und Widerstände einer zunehmenden Bürokratieverkrustung, mit der Folge einer Demokratieverkümmerung der Gesellschaft. Chancen und bewußt durch Parlamente und Regierung gesetzte verfassungsfeste Rahmenbedingungen für Freiräume, für ein Mehr an Bürgerverantwortung müssen hinzukommen. In einer Demokratie gilt: Im Zweifel wird keine neue Behörde geschaffen, sondern Chancen eröffnet für Bürgerexperimente und freiwillige Bürgeraktionen, für Selbstorganisation und Selbstvorsorge etwa für das Alter, statt neue Zwangsorganisationen und gewerkschaftsbestimmte Fonds vorzuschreiben.

Bis heute ist die deutsche Bürgerinitiativ-Bewegung belastet durch den Schatten der 68er Revolte deutscher Studenten, Schriftsteller, Journalisten, Freiheitsbesorgten, die sich in der Zeit der Großen Koalition 1966 -1969 gegen verfehlte Bildungspolitik, Notstandsgesetze, verkrusteten Staat, Scheinmoral und Schweigekartell der Nazi-Elterngeneration wehrten mit dem Motto - "Unter den Universitäts-Talaren, der Muff von 1000 Jahren". Dieser längst notwendige Protest urdemokratischen Durchlüftens Bonner nachpreußischen, stockkonservativen Staatlichkeit war ein Ernstnehmen des Grundgesetzes und der darin garantierten Grund- und Freiheitsrechte. Es war ein Freiheits-Aufstand der Hildegard Hamm-Brücher, Ralf Dahrendorf, Rolf Schroers, Hans Wolfgang Rubin, Kurt Sontheimer, ,Erwin K.Scheuch (und vieler anderer Liberal-Autoren) - ganz im Sinne der klassisch-demokratischen Bürgerinitiativbewegung. 30 Jahre später haben vornehmlich Bündnis-Grüne Politiker, wie Außenminister Fischer oder Umweltminister Trittin versucht, marxistisch-verquasten Linksterrorismus in der Zeit der sozialliberalen Koalition Anfang der 70er Jahre unter Bundeskanzler Brandt unter das Rechtfertigungsdach dieser liberalen Freiheitsrevo-lution zu bringen. Nachträglich sollen Persilscheine für massiv-undemokratisches und intolerantes Verhalten ausgestellt werden.

Zu den bürgerfreundlichen Rahmenbedingungen einer Mitverantwortung in einer Demokratie gehören Verbesserungen des Stiftungsrechts ebenso wie Einüben öffentlicher Tugenden durch ehrenamtliche kommunale Kultur- und Sozialaktionen; ferner Engagement in einem freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahr-FSJ (wie es zum Beispiel durch Dieter Kolb für Berliner Schulen verwirklicht wurde) Das soziale Jahr sollte vergessene Gemeinwohl-Aufgaben oder "Schattenseiten moderner Industriekultur "wie Obdachlosenheime, Altenheime, Notfall- oder Drogenstationen, Umweltschadenvorsorge, Großkatastrophen-Übungen usw. hautnah erleben lassen, als eine "Art von Demokratie-Praktikum" - mit gleicher Sozialprestige-Qualität etwa wie der "Reserveoffizier-Status" in der Wilhelminischen Zeit. Zu überlegen wäre für alle Altersjahrgänge das FSJ zu öffnen - also auch für die Bellheim-Generation bei Wiederentdeckung der Alterserfahrung. Gleichzeitig sollten für Teilnehmer am FSJ Anreize gesetzt werden, etwa durch Anrechung auf Rentenversicherungs-zeiten, Bonuspunkte bei Pflegeversicherung, Einstellungsvoraussetzungen für bestimmte Beruf und Tätigkeiten.

Solch "Einüben öffentlicher Tugenden" ist Ziel der Arno-Esch-Stiftung / Arno-Esch-Preis des Verbandes Liberaler Akademiker / VLA. Die Stiftung ist lange vor der friedlichen Revolution in der DDR in Erinnerung an den von einem sowjetischen Militärtribunal 1951 in Moskau zum Tode Verurteilten und erschossenen Rostocker Jura-Studenten Arno Esch errichtet worden. Ausgezeichnet werden sollen "einzelne Studenten, Studentengruppen oder -verbände, die Staatsbürgerrechte im Raum der Hochschule wahrnehmen, insbesondere, indem sie mit Zivilcourage, das Einüben öffentlicher Tugenden initiieren und praktizieren." Ausgezeichnet wurden unter anderem Studenten-Bürger-Initiativen, die unter Lebensgefahr im Bosnienkrieg ein Kinderkrankenhaus durch private Transporte mitten durch die Frontlinien in Bihacz unterstützten oder in traditioneller regionaler Bauweise Lehmhäuser für Tschernobyl-Opfer in der Ukraine errichteten - ohne alle Förderprogramme einfach durch eigener Hände Arbeit, durch Zusammenleben und -arbeiten mit der einheimischen Bevölkerung, bei Finanzierung durch selbst gesammelte und gespendete Gelder.

Anders als in Deutschland war Speerspitze und Motor amerikanischen Bürgerinitiativen in den 60er und 70er Jahren die Verbraucherschutzbewegung und Kampagne für verbesserte Produkthaftung. Weniger waren Initiatoren Naturschutz- und Umweltverbände wie bei uns. Die Rechte der amerikanischen Verbraucher hat John F. Kennedy in seiner berühmten Kongressrede vom 15.März 1962 definiert: Recht Gehör zu finden, Recht auf Wahlfreiheit, Recht auf Information, Recht auf Sicherheit vor Schädigung der Gesundheit. Jedes Jahr wird seitdem der World Consumer Rights Day am 15.März in den USA gefeiert. Nach John F. Kennedy sind die "Verbraucher die größte wirtschaftliche Gruppe Amerikas, doch zugleich auch die einzige bedeutende gesellschaftliche Gruppe, die oft überhaupt nicht gehört wird", und daher Bürgeraktionen braucht. Besonders Ralph Nader erkämpfte in vielen Prozessen sichere Autos, sichere Elektrogeräte, schadstoffreie Nahrung. Es war nur folgerichtig, daß er in der USA- Präsidentenwahl 2000 für die GREEN PARTY als Präsidentschaftskandidat antrat. Ende der 1960er Jahre bündelten amerikanische Erdtage Umwelt-Bürgerinitiativen.

Unmittelbare Spontan-Demokratie hielt der Parlamentarische Rat 1949 auf Bundesebene jedenfalls für nicht durchführbar und entschied sich als Regelfall für die repräsentative, mittelbare Demokratie. Nach Artikel 28 Absatz 1 Satz 3 können allerdings in Gemeinden anstelle einer gewählten Körperschaft Gemeindeversammlungen, also Einrichtungen der unmittelbaren bürgerdirekten Demokratie treten. Die Gemeindeordnung von Schleswig-Holstein zum Beispiel macht davon Gebrauch bei allen Gemeinden bis zu 50 Einwohnern.

Einzelne Bürger und Bürgergruppen haben das Recht für sich selbst zu sprechen - ganz ohne politische Parteien. Insoweit ist die Definition der Parteien als "Sprachrohr des mündig gewordenen Volkes"(Gerhard Leibholz und das Bundesverfassungsgericht) mißverständlich, weil damit der Eindruck eines Parteien-Monopols für Willensbildung in der Demokratie erweckt wird. Dies gilt vor allem in den Fällen, in denen sich Bürger aus Parteien-Bevormundung und angeblichen "Sachzwängen" (meist Denk-Blockaden mit Reformstau) befreien wollen - vor allem in der Renten-, Bildungs-, Umweltpolitik oder Verkehrspolitik. Politische Parteien in Deutschland usurpieren zu Unrecht ein Demokratie-Umsetzungs-Monopol, etwa durch gesetzlich gewährte Beteiligungsrechte an Rundfunkräten oder in kommunalen Versorgungseinrichtungen oder Landschaftspflegeverbänden. Seit Ende der 60er Jahre bildeten sich in der ganzen Welt Bürgerinitiativen gegen den Bau von Atomkraftwerken. Diese Bewegung zeigte das gleiche politische Engagement und moralische Überzeugungskraft wie 20 Jahre vorher die Bewegung gegen den Atomtod durch nukleare Hochrüstung (Appell der 18 Göttinger Professoren). 1967 begann in den USA eine Bürgerinitiativ-Kampagne gegen die Atomic Energy Commission - AEC - und die Reaktorindustrie, der sich der Verbraucheranwalt Ralph Nader anschloß. Die Anti-Atom-Kampagne schwappte von den USA nach Europa über und erreichte fünf Jahre später Deutschland aus Anlaß des geplanten Baues eines Kernkraftwerkes in Wyhl am Oberrhein in der naturbelassenen Auenlandschaft am Kaiserstuhl. Gegen Zerstörung alter Kulturlandschaft protestierten Weinbauern massiv. Wortführer war der BBU-Vorsitzende Hans-Helmut Wüstenhagen und Erich Schött, Apotheker und Weinbauer aus Endingen, beides Bürgerrechtler und FDP-Mitglieder.

In den USA, in der Schweiz oder in skandinavischen Ländern sind Bürgerinitiativen anders als in Deutschland, Teil einer in Jahrhunderten gewachsenen und bewährten Demokratie-Kultur mit Township-Meetings, als kommunalen Versammlungen aller Stimmbürger in Stadtteilen oder Gemeindebezirken, mit bürgerbestimmten Initiativen aller Art, wie Bürger-Clubs, Bürgerstiftungen, Verbraucher-Protestgruppen, bürokratiebetroffene Mittelständler. "Die Leidenschaft demokratischer Gleichheit kann ohne Freiheit nicht begründet werden"(Alexis de Toqueville). In Kapitel 5 Vers 1 seines Galaterbriefes sagt Paulus: "Für die Freiheit hat uns Christus frei gemacht. Darum steht fest und laßt Euch nicht wieder unter ein Joch der Knechtschaft bringen!" Kernbestand amerikanischen Demokratieglaubens, des "American creed" (Daniel Boorstin) ist diese "Gewissens-Freiheit des Christenmenschen", ausgestattet mit dem natürlichem Selbstvertrauen ganz ohne Staat politische, soziale, Schulprobleme lösen zu können in selbstorganisierter Basisdemokratie vor Ort. Hilf Dir selbst, dann hilft Dir auch Gott! Eigenmanagement kommt vor Staatsmanagement.

Demokratie braucht solche handfest-praktische Spontaneität, Kreativität , Einmischung seiner Bürger in den Gang der Regierungs- und Verwaltungsgeschäfte, sonst verkümmert sie zu politischer Funktionärs-Routine, zur bürokratisierten Demokratie von Oben weniger Parteibeamter, zum PR-effizienten Demokratie -Management der politischen Klasse. Nur durch bürgerinitiative Elemente bleibt Demokratie lebensdienlich, lebenspraktisch, lebenswirklich. Bürgerbeteiligung an Entscheidungsprozessen der Verwaltung schöpft sozialkulturelle Traditionen und Erfahrungen vor Ort besser aus, sorgt für größere Akzeptanz von Entscheidungen und stärkt damit allein schon den Demokratiegedanken in allen Teilen der Gesellschaft. In einer Demokratie sind Beamte, sind Staatsangestellte immer Dienst-leister für den Bürger, sind Bürgeranwälte, Bürgerhelfer, Bürgerfreunde - und nicht unnah-barer "Geheimrat vom Staat"(Heinrich Mann). Abstrakter "Verfassungs-Patriotismus"(Jürgen Habermass) ersetzt nicht Staatsbürger-Verantwortung vor Ort mit eingeübten "Gewohnheiten des Herzens"(Toqueville). Auch in Form nationaler Freiheits- und Demokratie-Feste wie der 4.Juli - Unabhängigkeitstag in den USA oder der 14.Juli als Freiheitstag des Sturmes der Bastille 1789 in Frankreich. Ähnliche demokratische Verfassungstage oder fröhliche Volksfeste der Freiheit - etwa einen Wiedervereinigungstag - kennt Deutschland nicht - aber dafür unzählige Trauertage im November.

Einzigartig für alle freiheitlich-westlichen Demokratien und entgegen dem Wortlaut der Verfassung werden Parteien in Deutschland wie Quasi-Staatsorgane behandelt mit öffentlicher Finanzierung und dem Beamtenrecht nachempfundener Diäten- und Rentenregelung der Abgeordneten. Demokratisierung beschränkte sich auf Inkorporierung der Parteien in die Verfassung. Demokratisierung der Gesellschaft blieb in den ersten Jahren der Bundesrepublik außen vor. Adenauer wird es schon richten. Nur keine demokratischen Experimente! Erst Willy Brandt hatte 1969 zusammen mit der FDP den Mut Demokratie zu wagen. Das Umweltthema führte 1969 zu einem Demokratieschub in Deutschland, wurde zum Vietnam-Erlebnis des deutschen Normalbürgers (und zwar ganz unabhängig und ohne jede Querverbindung zur studentisch-marxistischen Protestbewegung). Glück und Reichtum waren mit einem Male nicht mehr deckungsgleich. Wohlstandsbegeisterung zeigte Risse. Auch hier war Ideengeber und prägendes Vorbild die USA. Erdtage 1967 und 1968 führten Millionen von Amerikanern im Protest zusammen gegen den "stummen Frühling"(Rachel Carson) einer durch Großchemie verseuchten Landschaft¸ gegen Luft- und Wasserverschmutzung, gegen wachsende Abfallberge. Es waren Zehntausende amerikanischer Bürgerinitiativen mit ihrem politischen Basisdruck, oft zusammengeschlossen in internationalen Dachverbänden in der Art der Freunde der Erde, der Audobon-Gesellschaft amerikanischer Vogelfreunde, der Internationalen Union zur Bewahrung der Natur (IUCN) usw., die Richard Nixon zwangen als erster amerikanischer Präsident eine strenge Umweltgesetzgebung und effiziente Umweltverwaltung dem Kongress 1970 vorzuschlagen und erfolgreich in einem nationalen Umweltprogramm durchzusetzen. Erreicht haben Bürgerinitiativen - und nicht die Parlamentsparteien - einen nachhaltigen Demokratieschub in der deutschen Gesellschaft, noch einmal verstärkt durch kritisch-initiative DDR-Bürger im Demokratischen Forum, Umweltbibliotheken, Friedensgruppen, die verantwortlich waren für die erste gelungene friedlich-demokratische Revolution in der deutschen Geschichte. Leider ist heute "desinvoltura" wie die Italiener sagen, also die Unbefangenheit, solidarische Unverkrampftheit des Bürgerprotestes aus den Jahren 1989/1990 in Ostdeutschland ganz verloren gegangen. Westdeutsche Bürokratiekultur und Rechtsförmlichkeit sind auf die DDR-Protestbewegung aufgestülpt worden, die Parteiapparate West haben nach ihren Spielregeln die DDR-Demokratiebewegung vereinnahmt.

Die Demokratisierung der wiedervereinigten deutschen Gesellschaft ist dennoch unumkehrbar. Deutschland ist nach gescheiterten Demokratie-Experimenten 1848, 1953, 1919 endlich demokratisch-erwachsen durch die friedliche DDR-Revolution 1989 geworden, hat seine Lektionen aus Hitlerzeit und DDR-Zeit gelernt, der freiheitliche Rechtsstaat wird selbstverständlich bürgerinitiativ gelebt, Bürger-Engagement, Bürgerstiftungen wie etwa in Hamburg, Wuppertal, Dresden, kommunaler Bürgerprotest auch mit eigenen partei-unabhängigen Wählerlisten sind selbstverständlich. Die Informations-Revolution im 21.Jahrhundert drängt Staatsbürokratie weiter zurück. Internet und e-Government läßt den Bürgerzugriff des Staates immer mehr ins Leere laufen. Bürger-Netzwerke arbeiten effektiver als Staatsproporz-Kommissionen. Bürger-IT-Portale mit Direkt-Zugriff auf Behörden-formulare entstehen in Baden-Württemberg oder Hamburg Akten kommen per Internet zu dem Bürgern- kein Bürger wird mehr Akten und Bürokratie hinterherlaufen müssen. Bei Verleihung des Theodor-Heuss-Preises 1968 sagte Ralf Dahrendorf: "Daß die Staatsgewalt vom Volke ausgeht, muß heißen, daß alle Gründe der politischen Führung sich den Gegengründen der Bürger zu stellen haben. Alle politischen Entwürfe sind der verbindlichen Kritik der Bürger unterworfen. "Diese Demokratie pur wird bleiben. Nach Irrungen und Wirrungen ist Deutschland endlich in der freiheitlichen Demokratiekultur des Westens angekommen. Für immer unumkehrbar, als Riesenchance für die Liberalen!

